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35. JAHRGANG NR. 5 l.MAI 1938

Die rechtliche Stellung
der Armen in den ostschweizerischen Kantonen

Von Professor Dr. Hans Nawiasky.

(Fortsetzung und Schluß.)

3. Unterbringung in Familien. Im Kanton St. Gallen ist diese Art der
Versorgung nur für Kinder bis zum 16. Jahr vorgesehen (Art. 12). Sofern die richtige
Personenauswahl getroffen wurde, ist die Familienpflege der doch stets mehr
unpersönlichen und darum von einer gewissen Frostigkeit nur schwer zu
befreienden Anstaltserziehung voranzustellen. Der Thurgau kennt auch eine
Familienversorgung für Erwachsene (§§ 12, 13). Als Grund hiefür wird das
geräumige Thurgauer Bauernhaus angeführt. An früher übliche sonderbare
Möglichkeiten wird durch das ausdrückliche Verbot der Versteigerung der Armen-
genössigen und ihrer Unterstützung mittels Umgangs, auch Einlegersystem
genannt, erinnert (§ 13).

d) Eine besonders verantwortungsvolle Aufgabe, die eigens hervorgehoben
werden soll, ist die Sorge für die körperlich-seelische Entwicklung und Erziehung
der Kinder. Das st. gallische Gesetz enthält hierüber eingehende Bestimmungen
in Art. 10 bis 14. Auch das thurgauische Gesetz gedenkt ihrer besonders mit der
Vorschrift an die Armenbehörde, „daß Kinder eine die Entwicklung ihrer körperlichen

und geistigen Kräfte fördernde, sittlich gute und religiöse Erziehung in
Haus, Schule und Kirche erhalten" (§10).

V. Pflichten und Beschränkungen der Unterstützten.
Die unterstützungswerbenden und tatsächlich unterstützten Armen sind

gewissen Verpflichtungen und Beschränkungen unterworfen. Der Grund hiefür
liegt darin, daß die Zwecke der Unterstützung auch tatsächlich erreicht und
die Mittel der Fürsorge geschont werden sollen. Häufig spricht man von einer
Armendisziplin. Rechtlich gesehen liegt ein besonderes Gewaltverhältnis vor,
das nach seinem Inhalt über das allgemeine Untertanenverhältnis hinausgeht.
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Das Vorhandensein eigener Disziplinarvorschriften ist stets das Anzeichen eines
solchen Verhältnisses.

Nach dem st. gallischen Gesetz trifft die Armen die Verpflichtung, eine ihnen
zugewiesene Arbeit in und außerhalb der Gemeinde anzunehmen, wenn sie
ihren Kräften entspricht (Art. 17 Abs. 1), ferner über ihre Verhältnisse wahrheitsgetreue

Auskunft zu geben, ihren Erwerb und den ihrer Familie, sowie die
erhaltenen Unterstützungen entsprechend zu verwenden und ganz allgemein die
Anordnungen der Armenbehörde zu befolgen (§ 17 II). Im Thurgau wird den
Unterstützungsbedürftigen auferlegt, sich in Hinsicht auf Beschäftigung, Erwerb
und Verwendung des Erworbenen den Anordnungen der Kirchenvorsteherschaft
zu fügen (§ 35). Das Gesetz enthält die Vorschrift, daß den „Almosengenössigen"
der Besuch von Wirtschaften untersagt ist (§ 36). Die Praxis hat daraus ein
Untersagungsrecht der Kirchenvorsteherschaft gemacht, das überdies selten
gehandhabt wird. Das Außerrhodener Gesetz bestimmt in Art. 5 : „Der
Unterstützte ist verpflichtet, über seine und seiner Angehörigen Verhältnisse wahrheitsgetreue

Auskunft zu geben, sein Einkommen sowie die erhaltene Unterstützung
seinen Verhältnissen und allfälligen Weisungen der Armenpflege entsprechend
zu verwenden, eine zweckmäßige Versorgung anzunehmen und sich überhaupt
den Anordnungen der Armenbehörden zu unterziehen."

Wie wird gegen pflichtwidriges Verhalten reagierte
Das st. gallische Gesetz (§§ 72, 73) sieht die Ermahnung und protokollarische

Verwarnung durch die Armenbehörde vor, wobei nötigenfalls polizeiliche
Vorführung erfolgen kann. Unterbleibt der Erfolg, dann kann Arrest bis zu 2 Tagen,
im Rückfall bis zu 8 Tagen verhängt werden. Bei wohnörtlicher Unterstützung
ist Heimschaffung in die Bürgergemeinde zulässig. Daneben bleiben alle übrigen
gesetzlich vorgesehenen Fürsorge- und Zwangsmaßnahmen gewahrt, wie
Überweisung an die Strafbehörde wegen Ungehorsams, Maßnahmen betreffend
Kinderschutz, Entmündigung, Versorgung wegen Trunksucht usw. Außerdem
kommen die Disziplinarstrafen in der Armenanstalt in Betracht. Das thurgauische
Gesetz kennt gütliche Ermahnung, Entziehung der Unterstützung, Gefängnis
bis zu 2 Tagen durch Verfügung der Kirchenvorsteherschaft, bei wiederholtem
Widerstand bis zu 8 Tagen durch Entscheid des Bezirksamts; als letztes Mittel
droht Unterbringung in der Zwangsarbeitsanstalt Kalchrain.

VI. Armenpolizei.

Häufig bezeichnet man die Gesamtheit der Zwangsmittel gegen die Armen
als Armenpolizei. Man kann den Begriff aber auch enger fassen und darunter
nur die Vorschriften gegen das Betteln und Vagabundieren verstehen, die gerade
in der Schweiz überall noch heute bestehen. Hinsichtlich der übrigen
Bestimmungen ist auf den vorausgegangenen Abschnitt zu verweisen.

Solche bettelpolizeiliche Vorschriften eingehender Art finden sich in den
Art. 76—78 des st. gallischen Armengesetzes und in den §§ 27—34 des thur-
gauischen Gesetzes. Das Armengesetz von Außerrhoden sieht in Art. 14 die
Anstaltsversorgung arbeitsscheuer, liederlicher und trunksüchtiger Personen vor,
die durch ihren Lebenswandel sich und ihre Angehörigen der Gefahr der
Verarmung oder eines Notstandes aussetzen oder schon verarmt sind oder ihren
Alimentationspflichten nicht nachkommen.
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